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Carsten R. Moser

Reform Politik 
verlangt 

Steueropfer

Die Real<tion der Opposition 
auf das langfristige steuer

politische Konzept der SPD, das 
während des Programm-Partei- 
tages in Bonn verabschiedet 
wurde, hat erneut verdeutlicht, 
wie unsachlich wirtschaftspoliti
sche Diskussionen zwischen den 
Parteien geführt werden. Statt 
auf die Konsequenzen dieser 
geplanten Steuererhöhungen hin
zuweisen und das finanzpoliti
sche Alternativprogramm der 
CDU/CSU darzulegen, begnügte 
sich Franz-Josef Strauß mit dem 
Hinweis, in der SPD hätte der 
Neo-Marxismus bereits gesiegt.

Nicht alle Kritiker der SPD- 
Parteitagbeschlüsse flüchteten 
jedoch in die Polemik. Die deut
sche Industrie begründete ihre 
ablehnende Haltung mit den 
negativen Auswirkungen von 
Steuererhöhungen. Sie wies dar
auf hin, daß eine Erhöhung der 
Spitzensätze bei der Einkom
mensteuer auf 60% und der 
Körperschaftsteuer auf 56 % die 
Wirtschaft überfordern und somit 
die internationale Wettbewerbs
fähigkeit und die Wachstums
chancen der Bundesrepublik ge
fährden würde.

Natürlich würde die Verwirk
lichung derartiger Steuererhö
hungen von heute auf morgen 
die deutsche Exportwirtschaft 
empfindlich treffen. Das weiß die 
SPD, wie Bundeskanzler Brandt 
bestätigte. Er versteht deshalb 
auch die Beschlüsse als Aus
druck einer Politik, die nur 
schrittweise und im Rahmen der 
gegebenen Möglichkeiten zu ver
wirklichen ist. Damit ergibt sich 
längerfristig ein anderes Bild. 
Denn wie die BRD werden sich 
auch die anderen Industriena
tionen zukünftig nicht leisten 
können, auf notwendige Refor
men zu verzichten. Ohne Steuer
erhöhungen werden aber auch 
diese Länder keine Reformpoli
tik durchführen können, so daß 
sich die internationale Wettbe
werbsposition der deutschen Ex
portwirtschaft kaum einseitig 
verschlechtern dürfte.

Die Befürchtungen der deut
schen Industrie, höhere direkte 
Steuern werden die inländische

Investitionstätigkeit der Unter
nehmer hemmen und somit das 
Wirtschaftswachstum gefährden, 
gehen von der Voraussetzung 
aus, daß die unternehmerischen 
Investitionsentscheidungen vor 
allem von der Steuerlast ab
hängig sind. Viel entscheidender 
dürften jedoch die künftigen Ab
satzchancen, Marktsicherungs- 
überlegungen, das Kreditange
bot und die Kreditbedingungen 
und insbesondere das staatliche 
Angebot an Komplementärin
vestitionen sein. Durch die 
Bereitstellung zusätzlicher Mittel 
zur Durchführung von öffent
lichen Investitionen können Eng
pässe beseitigt und die lang
fristigen Wachstumschancen so
gar vermehrt werden.

Die heutigen Mittel reichen 
nicht gleichzeitig für öffentliche 
Investitionen und steigenden 
privaten Konsum aus. Da die 
notwendigen Finanzmittel nicht 
allein durch eine Mehrbelastung 
der Großverdiener aufgebracht 
werden können, muß auch die 
steuerzahlende Mittelklasse stär
ker als bisher herangezogen 
werden. Eine konstruktive Re
formpolitik verlangt zwangsläu
fig eine stärkere Beschränkung 
des privaten Konsums. Zwar ist 
diese Erkenntnis in der Bundes
republik nicht gerade populär: 
Nur 29% der Wähler sind heute 
dafür, daß die geplanten inneren 
Reformen auch bei Steuererhö
hungen verwirklicht werden. Auf
gabe der Politiker muß es aber 
sein, diese Notwendigkeit stär
ker im Bewußsein der Öffent
lichkeit zu verankern.

Ohne Zweifel geben einzelne 
steuerpolitische Beschlüsse der 
Sozialdemokraten Anlaß zur Kri
tik. Trotz dieser Unzulänglichkei
ten kommt jedoch der SPD 
das Verdienst zu, mit der Dar
stellung ihrer steuerpolitischen 
Zielvorstellungen bis 1985 einen 
Beitrag zur öffentlichen Aufklä
rung geleistet zu haben. Es 
wäre wünschenswert, wenn auch 
die anderen Parteien öffentlich 
bekennen würden, daß die not
wendigen und unaufschiebbaren 
Reformvorhaben Steueropfer von 
allen verlangen!
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